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Kulturpolitik Thüringen
Wie sollte die künftige Kulturpoli-
tik in Thüringen aussehen? Damit
setzen sich der Thüringer Kultus-
minister, die kulturpolitischen
Sprecher der Fraktionen im Thü-
ringer Landtag und Vertreter aus
Thüringer Kulturverbänden aus-
einander.

Seiten 5 bis 11

Erinnerungskultur
In welche Zusammenhänge muss
das Erinnern an Flucht und Vertrei-
bung eingebettet sein? Dies behan-
deln Olaf Zimmermann, Erika
Steinbach, Wolfgang Börnsen, Moni-
ka Griefahn, Hans-Joachim Otto,
Christoph Waitz und Lukrezia Jo-
chimsen.

Seiten 12 bis 15

Kultur und Kirche
Welche Rolle spielt die Kultur im Zu-
kunftsprozess der Evangelischen Kir-
che? Gehört Kultur zu den Kernaufga-
ben der Kirche oder sind Kunst- und
Kulturangebote ein Zusatzservice. Mit
diesen Fragen setzen sich Wolfgang
Huber, Olaf Zimmermann und Georg-
Christhard Neubert auseinander.

Seiten 16 bis 19

puk-Journalistenpreis
Im Januar 2007 wurde zum dritten
Mal der puk-Journalistenpreis für die
allgemeinverständliche Vermittlung
kulturpolitische Inhalte vergeben.
Gitta Connemann würdigt die Preis-
träger Wilfried Mommert, Tamara Ti-
schendorf und die Kulturredaktion
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung.

                            Seiten 28 bis 29

Kultur Kompetenz Bildung
Sind Computerspiele Schund oder
Kultur? Dieser Frage wird in Kultur
Kompetenz Bildung nachgegangen.
Das Thema Computerspiele wird
von Seiten der Medienpädagogik,
der Spieleindustrie und der Unter-
haltungssoftware Selbstkontrolle
(USK) betrachtet.

Beilage Seiten 1 bis 8

Kultur-Mensch
Dieter Kosslik

Foto: Ali Ghandtschi

Editorial
Wiedergutmachung

Computerspiele:

Schund oder Kultur?

Weiter auf Seite 2

BILD nimmt es mit der Wahrheit
nicht so genau – das ist natür-

lich keine wirkliche Neuigkeit mehr,
spätestens seit Günter Wallraf bei
BILD Hans Esser war, wissen wir das.
Doch immerhin kaufen täglich fast
3,5 Millionen Deutsche die BILD-
Zeitung und Sonntags sind es
immerhin 1,8 Millionen Menschen,
die BILD am Sonntag lesen. Erreicht
werden mit dieser Auflage nach An-
gaben von BILD 11,5 Millionen Le-
ser in Deutschland. „Mit einer Fülle
an Exklusivmeldungen verschafft
BILD den Lesern jeden Tag einen In-
formationsvorsprung und bestimmt
die Themen des Tages – klar, präg-
nant, mit den besten Fotos und den
treffendsten Schlagzeilen“, so BILD
über BILD. Die BILD-Zeitung be-
stimmt entscheidend mit, was in
Deutschland zum Thema wird, sie
befördert Menschen zu Helden und
sie versenkt sie kurze Zeit später
auch wieder. Sie ist neben dem Fern-
sehen für viele Menschen das einzi-
ge Informationsmedium, sie be-
stimmt maßgeblich das kulturelle
Niveau unserer Gesellschaft mit.

 Wer den täglich von BILD ver-
zapften Unsinn nachlesen will, wird
unter http://www.bildblog.de immer
fündig werden und einen kleinen Ein-
druck von der organisierten Desinfor-
mation und der fast unbeschreibli-

chen Kulturlosigkeit aus dem Hause
Springer erhalten. Besonders die Po-
litiker nimmt sich BILD immer
wieder gerne zur Brust. Faul sind sie,
geldgierig und natürlich dumm. Den
Schaden für die Demokratie durch
die Berichterstattung der BILD-Zei-
tung ist immens und trotzdem weh-
ren sich die Politiker nicht gegen
BILD, weil sie Angst haben. Denn wer
sich heute gegen BILD zu Wehr setzt,
kann morgen das nächste Opfer sein.

 BILD und BILD am Sonntag ge-
hören zu 100% der Axel Springer AG.
Stellvertretende Aufsichtsratsvorsit-
zende der Springer AG ist Dr. h.c.
Friede Springer, die als Förderin
auch Mitglied der Kuratoriums der
Kulturstiftung der Länder ist.

 Mit dem Projekt „Kinder zum
Olymp“ der Kulturstiftung der Länder
sollen Kinder und Jugendliche, die
den Draht zu Kunst und Kultur verlo-
ren haben, begeistert werden für die
Vielfalt unserer Kultur und den Blick
für den Reichtum ihrer eigenen Kre-
ativität finden. Vielleicht gehören die
Eltern dieser Kinder zu den 11,5 Mil-
lonen BILD Lesern in Deutschland,
dann wäre das Engagement von Frie-
de Springer im Kuratorium der Kul-
turstiftung der Länder eine Art Wie-
dergutmachung.
Olaf Zimmermann, Geschäftsführer

des Deutschen Kulturrates 

Die 57. Berlinale war wieder ein vol-
ler Erfolg. Dass dieses gelang, lag
nicht nur an interessanten Filmen,
am roten Teppich über den die Stars
schritten oder an den anschließen-
den Partys; es lag besonders am spi-
ritus rector: Dieter Kosslik. Dieter
Kosslik, der seit Mai 2001 die Ber-

linale leitet, ist filmbegeistert und
er ist ein begnadeter Kommunika-
tor, der andere mitreißt. Der Berli-
nale hat er ihr spezifisches Profil ver-
liehen. Mit dem Berlinale Talent
Campus hat er einen besonderen
Akzent auf die Ausbildung und das
Networking junger Filmemacher ge-
setzt. Über fünf Tage tauschten sich
junge Filmemacher aus, trafen
bereits arrivierte Kollegen und lern-
ten von deren Erfahrungen.
Neu waren die Berlinale Keynotes,
ein Veranstaltungsformat, in dem
Zukunftsfragen des Films und des
Kinos erörtert werden. Im Mittel-
punkt der ersten Berlinale Keynotes
stand die Zukunft der Filmindustrie
im digitalen Zeitalter.
Dass das Filme schauen nicht nur
harte Arbeit ist, sondern ein Vergnü-
gen sein kann, das lebt Dieter Koss-
lik mit seiner Begeisterung für den
Film, für die Filmleute, für die klei-
nen und großen Stars vor und steckt
dabei an.

Geisteswissenschaften in der Fremde
Eine besondere Krisendiskussion ist angebracht � Von Wolf Lepenies

Wie geht es den Geisteswissen-
schaften? Für die verbindliche Ant-
wort auf derart große Fragen ist in
Deutschland der Wissenschaftsrat
zuständig. Im Januar des vergange-
nen Jahres hat er seinen Befund
mitgeteilt, und der ist eindeutig:
�Die Geisteswissenschaften be-
haupten sich [...], ein allgemeines
Krisengerede ist [...] fehl am Plat-
ze.� Dies ist eine überfällige und
erfrischende Diagnose � sie macht
eine Verteidigung der Geisteswis-
senschaften unnötig, die in der Re-
gel ohnehin, wie ein spöttischer
Beobachter bereits vor Jahrzehnten
feststellte, nur zu einer Verklärung
des Gelehrtenstandes führt.

A uch wenn ein allgemeines Kri-
sengerede unnötig ist – eine

besondere Krisendiskussion wäre
durchaus angebracht. Es ginge, mit
dem treffenden Wort Jacob Burck-
hardts, darum, herauszufinden, wo-
rin für die einzelnen Fächer ihr „Spe-
zialkummer“ liegt.

Im Folgenden wird weder von ei-
ner allgemeinen Krise noch vom
„Spezialkummer“ einzelner Fächer
die Rede sein. Es geht um „Geistes-
wissenschaften in der Fremde“. Mein
Beitrag hat zwei Teile und ein Happy
End. Im ersten Teil ist von geogra-
phisch-kultureller Fremde die Rede,
im zweiten Teil geht es um heimi-
sches Terrain, auf dem die Geistes-
wissenschaften sich aber meist fremd
fühlen. Im Mittelpunkt steht die Li-
teratur. Ich bin Sozialwissenschaftler.
Ich spreche als Nachbar und als Sym-
pathisant. Das letzte Wort hat ein be-
rühmter Jesuit: Alfred Hitchcock.

Aufbruch durch Geistes-
wissenschaften

September 2005. Wir befinden uns im
Jahr des Hahns. Schüchtern nehmen
in der Aula der Renmin-Universität in
Beijing einhundert junge Studentin-
nen und Studenten Aufstellung. Sie
tragen Jeans, Nike- oder Adidas-Turn-
schuhe und dazu die revolutionsro-
ten T-Shirts ihrer Alma Mater. Zu Lob
und Preis Friedrich Schillers, dessen
200. Todestag auch in China mit Ge-
denkfeiern gewürdigt wird, singt der
Studentenchor Schillers „Ode an die
Freude“ in der Vertonung Ludwig van
Beethovens. Mit den ersten Tönen
verliert sich alle Schüchternheit.
Vielleicht handelt es sich bei den De-
signer-Jeans und bei den Sneakers,
welche die Studenten tragen, um Imi-
tate – ihr Enthusiasmus ist echt. Be-
wegt und bewundernd hören die Be-
sucher aus Deutschland zu.

Seit dem Jahr 2000, dem Jahr des
Drachens, fördert die Fritz Thyssen-
Stiftung das Projekt „Literaturstraße“
– ein Chinesisch-Deutsches Jahr-

buch für Sprache, Literatur und
Kunst. Dort veröffentlichen auch die
chinesischen Wissenschaftler ihre
Beiträge auf Deutsch. Unser Respekt
gilt Professor Zhang Yushu, dem Doy-
en der chinesischen Germanistik, der
über die Rezeption der Dramen Schil-
lers in China spricht. In den Etappen
der Schiller-Rezeption spiegelt sich
die politische Entwicklung des Lan-
des. Während des Kampfes gegen die
japanischen Invasoren wurde in den
dreißiger Jahren des 20. Jahrhunderts
Wilhelm Tell neu übersetzt; die Apfel-
schussszene war in den chinesischen
Schulen Pflichtlektüre. Wallenstein
dagegen galt als Verräter, vergleichbar
den Chinesen, die mit den Japanern
kollaboriert hatten – folglich zählte
die Dramen-Trilogie zur so genann-
ten „Verräterliteratur“. Zur Zeit der
Kulturrevolution wurde Schiller als
Revisionist verdammt; die Ideologie-
wächter der Kommunistischen Partei
warfen ihm vor, sich von der Franzö-
sischen Revolution distanziert und
Klassenunterschiede gegenüber nati-
onalen Differenzen vernachlässigt zu
haben. Nach dem Tod Mao Ze Dongs
im Jahr 1976 und dem Ende der von
Maos Frau Jiang Qing angeführten
Viererbande erlebte Schiller in China
eine Renaissance. Kabale und Liebe
wurde mit großem Erfolg wiederauf-
geführt – junge Chinesinnen sahen in
Luise Millerin ihr Vorbild; Maria Stu-
art wurde zum ersten Mal übersetzt.

Für die Chinesen ist Friedrich
Schiller der Dichter der Freiheit.
Zhang Yushu spricht über den deut-
schen Dramatiker und versteht es
dabei, mit großem Geschick – wo die
Vorsicht es gebietet, zwischen den
Zeilen – die politische Entwicklung
der Volksrepublik kritisch zu kom-
mentieren. Die deutschen Schiller-
Leser beginnen, China besser zu ver-
stehen. Natürlich spricht Zhang Yus-
hu auf Deutsch, und dies nicht nur
korrekt, sondern idiomatisch, fein-
gliedrig und ohne jeden Akzent – wie
die meisten seiner Kollegen. Bei der
Schiller-Gedenkfeier tritt auch ein
Hauptabteilungsleiter im chinesi-
schen Erziehungsministerium ans
Rednerpult – ohne Manuskript. Frei
sprechend, macht er aus seinem
Grußwort einen spannenden kultur-
politischen Essay. So präzise, so wit-
zig, so gescheit ist er, dass der deut-
sche Zuhörer sich nicht zu erinnern
vermag, wann er zu Hause einen Bil-
dungsbeamten so floskelfrei und
auch nur annähernd so interessant
hat reden hören. Natürlich hält auch
der chinesische Hauptabteilungslei-
ter seine Rede auf Deutsch.

Enthusiasmus für die deutsche
Kultur begegnet uns in China überall
– in Beijing wie in der alten Kaiser-
stadt Xi’an, in Shanghai wie in
Chongqing am Yang-tse, der am we-

nigsten bekannten Großstadt der
Welt, in deren Agglomeration 36 Mil-
lionen Menschen wohnen. Die Bil-
dungsbegeisterung der jungen Chi-
nesen ist der bleibende Eindruck,
den der Besucher aus Deutschland
mit nach Hause nimmt. Die Studen-
ten wohnen in Zimmern, in denen
jeder einzelne von uns an Platzangst
leiden würde – zu sechst, jeweils drei
Betten übereinander, mit einem klei-
nen Tisch davor. Der Unterricht be-
ginnt um 8 Uhr morgens und dauert
bis in den Abend. Auch danach sind
die Hörsäle noch belegt – von Stu-
denten, die dort Ruhe zum Lesen
und Schreiben finden. Die meisten
können nur einmal im Jahr ihre El-
tern besuchen. Natürlich zahlen sie
Studiengebühren – für die in vielen
armen Familien nicht nur die Eltern,
sondern alle Verwandten aufkom-
men müssen. Dass man für die
Chance, sich eine höhere Bildung
anzueignen, Opfer bringt, wird als
selbstverständlich angesehen.

Die staatlichen Investitionen in
Bildung und Wissenschaft sind be-
eindruckend. In Xi’an beispielsweise
wurde alleine für die Fremdspra-
chen-Universität ein neuer Campus
errichtet, der in seinen Ausmaßen an
den Potsdamer Platz erinnert. Ge-
baut wurde er innerhalb von einem
Jahr. Ein zweiter ähnlich großer Bau-
abschnitt ist in Planung

Verklären kann man die chinesi-
schen Zustände nicht. Die Riesen-
probleme, die das Land zu bewälti-
gen hat, sind unübersehbar. Die jun-
gen Chinesen aber – angehende Ger-
manisten und Übersetzer – vermit-

Wolf Lepenies
Foto: Wissenschaftskolleg zu Berlin
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on über den Umgang mit dem Ge-
denken an Vertreibungen des 20.
Jahrhunderts diskutiert. Dabei hat es
große Übereinstimmungen gegeben.
Wir wollen ein „sichtbares Zeichen“
für das Gedenken an Vertreibungen.
Doch dieses wird in unseren Augen
folgende zentrale Punkte beinhalten
müssen. Es soll eine Dauerausstel-
lung auf der Grundlage der vom Bon-
ner „Haus der Geschichte“ (HdG)
konzipierten Ausstellung „Flucht,
Vertreibung, Integration“ geben. Die
mögliche Einrichtung, die die Aus-
stellung beherbergt, sollte aus-
schließlich in öffentlicher, staatlicher
Trägerschaft sein, wobei das Dach der
Trägerschaft noch zu diskutieren ist.

Fortsetzung von Seite 14
Um konkrete Elemente dieser Dauer-
ausstellung zu erarbeiten, ist es wich-
tig, in naher Zukunft eine internatio-
nale Konferenz nach Möglichkeit in
Zusammenarbeit mit dem Europäi-
schen Netzwerk durchzuführen.
Wenn wir ein „Sichtbares Zeichen“
wollen, das der Versöhnung dienen
soll, ist die Zusammenarbeit mit den
Ländern, die im „Europäisches Netz-
werk“ zusammengeschlossen sind,
unumgänglich. Ich möchte alle Betei-
ligten und Betroffenen einladen, die-
sen Prozess der Umsetzung konstruk-
tiv zu begleiten. Auf diesem Weg wer-
den wir gemeinsam ein gutes Ziel er-
reichen.

Die Verfasserin ist kulturpolitische
Sprecherin der SPD-Bundestags-

fraktion 

Erinnerung an die Vergangenheit und Auftrag für die Zukunft
Zum Streit um das Zentrum gegen Vertreibungen � Von Hans-Joachim Otto und Christoph Waitz

Der erbitterte und emotional geführ-
te Streit um das �Zentrum gegen
Vertreibungen� zeigt, wie stark die
Folgen der Vertreibung nachwirken
und wie aktuell dieses Thema auch
im 21. Jahrhundert ist und bleiben
wird. Daraus folgt eine besondere
Verpflichtung, sich des Themas Ver-
treibung anzunehmen und die Aus-
einandersetzung sowohl mit der Ge-
schichte der Vertreibungen in Eur-
opa, als auch mit Strategien zur Ver-
hinderung von Vertreibungen in der
Zukunft zu intensivieren.

D er nicht zuletzt parteipolitisch
motivierte innerdeutsche Streit

um die Notwendigkeit, die Struktur
und inhaltliche Ausrichtung eines
„Zentrums gegen Vertreibungen“ hat
glücklicherweise mit dem aktuellen
Koalitionsvertrag den Ansatzpunkt ei-
ner Einigung erfahren. Die Koalition
von CDU, CSU und SPD hat in ihrem
Koalitionsvertrag vom 11.11. 2005 ver-
einbart, dass im Geiste der Versöh-
nung in Verbindung mit dem „Euro-
päischen Netzwerk Erinnerung und
Solidarität“ auch in Berlin ein sichtba-
res Zeichen errichtet werden soll, um
an das Unrecht von Vertreibungen zu
erinnern und Vertreibung für immer
zu ächten. Die Koalitionsfraktionen
haben für die Realisierung des Projek-
tes im Bundeshaushalt 2007 750.000
Euro bereitgestellt.

Dass diese vage Formulierung gro-
ßen Interpretationsspielraum zulässt,
konnte man anhand der Diskussionen
der vergangenen Monate erleben. Wir
halten die grundsätzliche Ausrichtung
der Vereinbarungen hinsichtlich des
„Sichtbaren Zeichen gegen Vertrei-
bungen“ für richtig: Es ist richtig und
notwendig, das Projekt jetzt zu reali-

sieren und es ist richtig und notwen-
dig, es in Berlin zu realisieren.

Die FDP-Bundestagsfraktion hat
immer die Auffassung vertreten, dass
das von der Staatsministerin für Kul-
tur und Medien in der 15. Wahlperio-
de verfolgte Konzept eines europäi-
schen Netzwerks gegen Vertreibung
(„Europäisches Netzwerk Erinnerung
und Solidarität“) einen Dokumentati-
ons- und Erinnerungsort in Berlin
nicht ersetzten kann, da das Netzwerk
vor allem die authentischen Orte der
Vertreibung als so genannte „symbo-
lische Orte“ im Blick hat, die sämtlich
außerhalb Deutschlands liegen.

Für die FDP ist bei der Konzepti-
on des „Zentrums gegen Vertreibun-
gen“ dessen zukunftsgewandte Aus-
richtung und dessen wissenschaftli-
che Unabhängigkeit besonders wich-
tig. Daher muss sichergestellt sein,
dass der Bund der Vertriebenen, der
die Diskussion über das Zentrum ge-
gen Vertreibungen initiiert und voran-
getrieben hat, nicht die Ausrichtung
und die Arbeit eines zukünftigen Zen-
trums gegen Vertreibungen bestim-
men darf. Dies ist und bleibt die Auf-
gabe des Parlamentes und der Bun-
desregierung.

Neben der Erinnerung an die Ge-
schichte der Vertreibungen in Europa
muss ein solches „Sichtbares Zeichen“
sowohl den wissenschaftlichen An-
spruch der Erforschung der Vertrei-
bung als auch den politischen An-
spruch haben, Vertreibungen in Zu-
kunft zu verhindern. Daher sollte es
auch die Aufgabe haben, den Aus-
tausch der jungen Generation über die
Grenzen hinweg fördern. Eine europä-
ische Ausrichtung und internationale
Kooperationen sind nach unserer Auf-
fassung bei einem „Sichtbaren Zei-

chen gegen Vertreibungen“ unerläss-
lich. Auch die kritischen Stimmen aus
dem Ausland, insbesondere aus Polen,
müssen bei der Planung berücksich-
tigt werden. Allerdings erwarten wir
auch von unseren europäischen
Nachbarn, dass sie unser Bedürfnis
und unser Recht, an die europäische
Geschichte der Vertreibungen zu er-
innern, respektieren. Niemand darf
im Unklaren darüber sein, dass Krieg
und Elend vom nationalsozialisti-
schen Deutschland ausgelöst worden
sind. Aber niemand kann daraus ein
Verbot ableiten, auch an die Ge-
schichte der Vertreibungen von Mil-
lionen Menschen in Folge des Krie-
ges zu erinnern. Die beiden im Jahr
2006 gezeigten Ausstellungen, die
vom Bonner Haus der Geschichte
konzipierte Ausstellung „Flucht, Ver-

treibung, Integration“ im Deutschen
Historischen Museum und die von
der „Stiftung Zentrum gegen Vertrei-
bungen“ veranstaltete Ausstellung
„Erzwungene Wege“ im Kronprinzen-
palais, bieten unserer Ansicht nach
eine gute Grundlage für die Konzep-
tion des „Sichtbaren Zeichens“ in
Berlin. Wir begrüßen daher die An-
kündigung der Bundesregierung,
dass die Ausstellung „Flucht, Vertrei-
bung, Integration“ ein Ausgangs-
punkt der Konzeption des Sichtbaren
Zeichens sein soll. Wir halten jedoch
auch und insbesondere den europä-
ischen Aspekt der Ausstellung „Er-
zwungene Wege“ für unbedingt be-
rücksichtigenswert. Diese Ausstel-
lung hat in beklemmender Weise die
Kontinuität der Grausamkeiten der
Vertreibungen dargestellt und ge-

Wer soll sich da mit wem versöhnen?
DIE LINKE will keinen Paradigmenwechsel in der Erinnerungskultur � Von Lukrezia Jochimsen

zeigt, dass die oftmals vorgenomme-
ne Verengung des Themas Vertrei-
bung auf die deutsche Perspektive
unzulässig und widersinnig ist. Gera-
de die Parallelen der Vertreibungen
im 20. Jahrhundert, beginnend mit
dem Völkermord an den Armeniern
in den Jahren 1915 und 1916 bis hin
zu den Massakern und Vertreibungen
im ehemaligen Jugoslawien in den
Neunziger Jahren des 20. Jahrhun-
derts lehren uns, dass Vertreibungen
mitnichten ein Thema für die Ge-
schichtsbücher, sondern erschre-
ckend aktuell sind. Die unfassbaren,
sowohl zeitlich als auch räumlich so
nahen, Geschehnisse im ehemaligen
Jugoslawien sollten gerade für uns
Deutsche eine besondere Verpflich-
tung sein, das Thema Vertreibungen
aufzuarbeiten und alles daran zu set-
zen, diese in Zukunft zu verhindern.

Wir hoffen, dass die Bundesregie-
rung das angekündigte Konzept für
das „Sichtbare Zeichen gegen Vertrei-
bungen“ bald vorlegen wird. Bei den
dann anstehenden Beratungen im
Ausschuss für Kultur und Medien des
Deutschen Bundestages wird es dar-
auf ankommen, einen Konsens unter
den Fraktionen zu erzielen. Ein Pro-
jekt, welches dermaßen stark an der
Geschichte Deutschlands und Euro-
pas rührt, muss notwendigerweise
von einer breiten Mehrheit der poli-
tischen und gesellschaftlichen Grup-
pen getragen werden.

Hans-Joachim Otto, MdB, ist Vorsit-
zender des Ausschusses für

Kultur und Medien des Deutschen
Bundestages.

Christoph Waitz, MdB, ist kultur- und
medienpolitischer Sprecher der FDP-

Bundestagsfraktion 

In ihrer Koalitionsvereinbarung ha-
ben CDU/CSU und SPD festgelegt,
dass in dieser Legislaturperiode ein
sichtbares Zeichen zum Thema Ver-
treibung gesetzt werden soll. Auch
die Bundeskanzlerin warb in ihrer
Antrittsrede intensiv aber vor allem
widersprüchlich für ein Vertriebe-
nen-Zentrum in Berlin � �als Geste
der Versöhnung�. Unsere Fraktion
fragt: Wer soll sich da mit wem ver-
söhnen?

Und wenn im Koalitionsvertrag
die Gedenkstättenförderung

des Bundes unter „angemessener
Berücksichtigung der beiden Dikta-
turen in Deutschland“ in Aussicht
gestellt wurde, da wollen wir wissen,
was unter angemessen zu verstehen
ist.

Wichtig ist für die LINKE, dass es
keinen Paradigmenwechsel in der
Erinnerungskultur gibt. Das Leid der

Vertriebenen darf nicht instrumen-
talisiert werden, um damit die Erin-
nerung an die Nazi-Verbrechen zu
überlagern.

Im Verlauf des vergangenen Jah-
res mehrten sich Zeichen für eine
veränderte Akzentsetzung der Bun-
desregierung in der Erinnerungskul-
tur, indem von Regierungsvertretern
vor allem das Gedenken an deutsche
Opfer von Flucht und Vertreibung in
den Vordergrund gestellt wurde. Der
Leiter der Abteilung Kultur beim Be-
auftragten der Bundesregierung für
Kultur und Medien, Hermann Schä-
fer, hielt anlässlich der Eröffnung des
Weimarer Kunstfestes zum Thema
„Gedächtnis Buchenwald“ eine Rede
über Flucht und Vertreibung, ohne
auf die Opfer des deutschen Faschis-
mus einzugehen.

In der umstrittenen Ausstellung
„Erzwungene Wege - Flucht und Ver-
treibung im Europa des 20. Jahrhun-

derts“ konnten die Besucher den
Eindruck gewinnen, der Holocaust
sei nur eine Schandtat unter vielen
gewesen. Dennoch wurde die vom
Bund der Vertriebenen verantworte-
te Schau vom Kulturstaatsminister
Neumann als ein Baustein für ein öf-
fentliches Zeichen zum Thema Ver-
treibung bewertet. Die ebenfalls dem
Thema Vertreibung gewidmete Aus-
stellung „Flucht, Vertreibung, Integra-
tion“ der Stiftung Haus der Geschich-
te der Bundesrepublik Deutschland

war zuvor vom Kulturstaatsminister
in seiner Rede zur Eröffnung im Deut-
schen Historischen Museum schon
zum Herzstück einer künftigen Dau-
erausstellung in Berlin erklärt worden.

Und das Bundesinnenministeri-
um wies das Mahnmal für die ermor-
deten Jüdinnen und Juden an, zum
Gedenken an die deutschen Vertrie-
benen die Nationalflagge zu zeigen.
Diese Anweisung wurde zwar rück-
gängig gemacht, allerdings mit äu-
ßerst zweifelhaften Begründungen.

Diese Ereignisse veranlassten die
Fraktion DIE LINKE in einer Anfrage
die Bundesregierung aufzufordern,
Stellung zu beziehen, ob sie eine neue
Erinnerungspolitik anstrebt und wie
sie den verstärkten Bezug auf das
Thema der deutschen Opfer von
Flucht und Vertreibung begründet.

Die Antwort der Bundesregie-
rung war klar: Sie beabsichtige kei-

Eröffnung der Ausstellung „Flucht, Vertreibung, Integration“ am 2.12.2005 im Haus der Geschichte in Bonn: Prof. em.
Dr. Hans Maier, einer der Eröffnungsredner.   Foto:  Cynthia Rühmekorf
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Eingangsbereich der Ausstellung „Flucht, Vertreibung, Integration“ im Haus
der Geschichte in Bonn.      Foto: Cynthia Rühmekorf
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rungspolitik zur Überwindung sol-
chen „völkischen“ Denkens beizu-
tragen.

Europa hat sich Vielfalt in der
Einheit auch kulturell zum Pro-
gramm gesetzt. Für dieses Europa ist
die Geschichte der Umsiedlung
deutschsprachiger Menschen seit
dem späten Mittelalter, die macht-
politische Instrumentalisierung von
Minderheiten im Nationalismus, die
völkische Expansions- und „Säube-
rungs“-Politik der Nationalsozialis-
ten und das Schicksal der deutsch-
sprachigen Minderheiten während
und nach dem Nationalsozialismus,
reich an Lehren. Eine wesentliche
lautet: Minderheiten im Rahmen
nationaler Großmachtpolitik zu in-
strumentalisieren ist genauso ver-
werflich wie sie im Rahmen einer kol-
lektiven Schuldzuweisung oder zur
endgültigen Regelung von Grenzfra-
gen umzusiedeln oder auszuweisen.

Die Verfasserin ist kulturpolitische
Sprecherin der Fraktion

DIE LINKE im Deutschen
Bundestag 

KULTUR UND KIRCHE

Kultur und Kirche
Die Kirchen, die unbekannte kulturpo-
litische Macht � mit dieser Feststellung
begann mit der Ausgabe 5/2006 von
politik und kultur die intensivere Aus-
einandersetzung mit dem Wechselspiel
von Kultur und Kirche. In der Ausgabe
5/2006 (September/Oktober) wurden
die verschiedenen Facetten des kultu-
rellen Engagements der Kirchen be-
leuchtet, von einer �Leistungsschau�
an kirchlichen Museen, kirchlicher

Laienmusik, bis hin zur Auseinanderset-
zung mit dem Engagement der Kirchen
im Ausland, Fragen der religiösen Bil-
dung oder aber der Zukunft von Kirchen-
gebäuden angesichts schrumpfender
Zahlen an Gemeindemitgliedern. Der
Maler Markus Lüpertz sagte in einem
Interview in der Ausgabe 5/2006: �Die
Kirche hat kulturell einen großen Auf-
trag. Sie muss Qualitäten schulen und
selber qualitätvoll sein.� Ob die Kirchen

diesen an sie gestellten Anspruch ein-
lösen, welche Bedeutung Kunst und Kul-
tur in der Kirche haben und welche Wech-
selwirkungen zwischen Kultur und Kirche
bestehen, diesen Fragen wird seit der
Ausgabe 5/2006 von politik und kultur
nachgegangen. In der Ausgabe 6/2006
(November/Dezember) berichtete Peter
Maser von der Bedeutung der Kirchen
als Orte der Begegnung in Ostdeutsch-
land und Max Fuchs setzte sich mit der

Regensburger Rede von Papst Benedikt
XVI. auseinander. Bundestagsvizepräsi-
dentin Katrin Göring-Eckardt fordert in der
Ausgabe 1/2007 (Januar/Februar) von
politik und kultur einen konstruktiven Di-
alog der Kirchen mit dem Islam.
In dieser Ausgabe werden Ausschnitte
der Rede des Ratsvorsitzenden der EKD
Bischof Wolfgang Huber anlässlich
des Zukunftskongress der EKD vom
25.01. bis 27.01.2007 dokumentiert.

Olaf Zimmermann setzt sich mit dem
Kulturort Kirche auseinander und sieht
in dem Zukunftsprozess der EKD eine
Herausforderung. Georg-Christhard
Neubert sieht Kunst und Kultur als
Kernbereiche der Kirche. Rolf Pitsch
stellt am Beispiel der katholischen Bü-
chereiarbeit die Verbindung von Kir-
che, bürgerschaftlichem Engagement
und Kultur dar.
Die Redaktion

Kein weiter so wie bisher – zum Zukunftskongress der EKD
Das Impulspapier �Kirche der Freiheit. Perspektiven für die evangelische Kirche im 21. Jahrhundert� � Von Olaf Zimmermann

Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land (EKD) hat unter dem Titel �Kir-
che der Freiheit. Perspektiven für die
evangelische Kirche im 21. Jahrhun-
dert� ein Impulspapier vorgelegt, das
es in sich hat. Wenn die Evangelische
Kirche einfach so weiter macht wie
bisher, so steht es in dem Papier, wird
sie im Jahre 2030 auf Grund der de-
mographischen Entwicklung und den
Folgen aus den zurückliegenden Aus-
trittswellen ein Drittel weniger Kir-
chenmitglieder und nur noch die Hälf-
te der heutigen Finanzkraft haben.
Die Schonungslosigkeit der Analyse
in dem Papier ist überraschend und
erfrischend zugleich. Auf dem Zu-
kunftskongress der EKD �Kirche der
Freiheit im 21. Jahrhundert� vom 25.
bis 27. Januar 2007 in Wittenberg
wurde über das Impulspapier kontro-
vers debattiert.

Ähnliche
Herausforderungen

Für den Kulturbereich ist diese Dis-
kussion in zweifacher Hinsicht be-
deutsam. Sie ist ein Beispiel, wie die
Herausforderungen des demografi-
schen Wandels diskutiert werden
können und sie rückt den Kulturbe-
reich und die Kirchen, die vor ähnli-
chen Herausforderungen stehen en-
ger zusammen. Im Zuge des demo-
grafischen Wandels ändern sich die
beruflichen, privaten und sozialen
Lebenslagen der Menschen aller Ge-
nerationen grundsätzlich. Lebensläu-
fe und Lebensformen individualisie-
ren sich immer stärker. Nicht nur die
Kirchen, sondern auch die Kulturein-
richtungen müssen auf diese Verän-
derungen reagieren, wenn sie nicht
ihr „Publikum“ verlieren wollen. Wie
wird, das war eine Frage auf dem Zu-
kunftskongress der EKD, der Kultur-
ort Kirche im Jahr 2030 aussehen?

Doch noch in einer anderen Hin-
sicht stehen der Kulturbereich und

die Kirchen vor ähnlichen Heraus-
forderungen. In dem Impulspapier
wird selbstkritisch die Frage gestellt,
ob sich die Evangelische Kirche nicht
zu stark auf sich bezieht, ob sie sich
„vereinsmäßig“ auf die Menschen
konzentriert, die ihr angehören, statt
sich zu öffnen. Eine Frage, die auch
in verschiedenen Kultureinrichtun-
gen debattiert wird, soll sich auf das
Stammpublikum konzentriert und
dieses möglichst gut zufriedenge-
stellt werden oder soll das Wagnis
eingegangen werden, neue Besucher
zu gewinnen, unter der Gefahr, die
vorhandenen zu „vergraulen“. Im
Impulspapier der Evangelische Kir-
che wird eine Antwort darauf gege-
ben, die Gemeinden sollen sich nach
außen wenden. Sie sollen präsent
sein und ihre Arbeit soll missiona-
risch sein.

Missionarisch sein – wider-
spricht dieses nicht der zur Zeit ge-
feierten kulturellen Vielfalt? Ist es
noch zeitgemäß von Mission zu
sprechen oder gehört diese Begriff-
lichkeit angesichts des Pluralismus
an Meinungen und Glaubensrich-
tungen heute nicht in die Asserva-
tenkammer? Und stehen nicht auch
die Kultureinrichtungen vor der He-
rausforderung, ihren Kanon zu be-
gründen und zu vertreten?

Im Impulspapier der Evangeli-
schen Kirche ist die Rede davon, dass
nicht mehr in jedem Ort eine Ge-
meindestruktur aufrechterhalten
werden kann, wenn die Zahl der Ge-
meindemitglieder zu klein wird.
Statt einer Vielzahl „schwacher“ Ge-
meinden sollen ausstrahlungsstarke
evangelische Begegnungsorte ge-
schaffen werden. D.h. statt Quanti-
tät soll auf Qualität gesetzt werden.
Eine Debatte, die auch dem Kultur-
bereich nicht fremd ist. Was ist die
richtige Strategie, die Aufrechterhal-
tung einer Kultureinrichtung auch
wenn sie finanziell bereits so ausge-

blutet ist, dass nur noch der Mangel
verwaltet wird oder die Konzentra-
tion auf einige wenige Orte mit Aus-
strahlungskraft? Doch wie können
Menschen an Kultur herangeführt
werden, wenn das Angebot vor Ort
ausgedünnt wird?

Und noch in einer weiteren Hin-
sicht ähnelt sich der Kulturbereich
und die Evangelische Kirche. Behar-
ren, wenn es um Kulturfragen geht,
sechszehn Länder auf ihre Kulturho-
heit, so sind es in der Evangelischen
Kirche 23 Landeskirchen, die sehr
genau ihre Unterschiede im Blick ha-
ben und ihre Eigenständigkeit ge-
wahrt wissen wollen. So ist die Fusi-
on von Landeskirchen für einige ein
ebenso großer Frevel wie der Gedan-
ke, dass die Bundesländer Bremen
und Niedersachsen einmal fusionie-
ren könnten. Und natürlich ist es
hier wie dort die Kultur, die unter-
scheidet.

Die Evangelische Kirche
als Kulturträger

Die Evangelische Kirche kann auf ei-
nen gemeinsamen kulturellen Kern-
bestand zurückgreifen und kann
durch Kultur Zugänge zur Kirche er-
öffnen. In besonderer Weise gelingt
dieses in der evangelischen Kirchen-
musik, die zum kulturellen Kanon
gehört. Kirchenkonzerte für die öf-
fentlich geworben wird, werden
nicht nur von Mitgliedern der Evan-
gelischen Kirche besucht. Sie sind
offen für jedermann und bietet da-
mit Zugangswege zur Kirche und zur
Kunst. Auch in anderen künstleri-
schen Sparten speziell durch Lesun-
gen oder Ausstellungen können
Menschen erreicht werden, denen
die Kirche entweder fremd gewor-
den ist oder die bislang mit der Evan-
gelischen Kirche noch nicht in Be-
rührung gekommen sind. Kultur
kann und sollte, das wurde bei dem

Zukunftskross der EKD deutlich, zu
einem Schlüssel werden, mit der Kir-
che in Kontakt zu kommen. Angebo-
te der kulturellen Bildung, die zu ak-
tiver Rezeption, aber auch zu eige-
nem Tun einladen, können bislang
kirchenfremde Menschen erreichen.
Kulturelle und religiöse Bildung ge-
hen dabei oft Hand in Hand, denn
viele Werke der Bildenden Kunst, der
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Literatur, der Musik aber auch der
Architektur erschließen sich erst
durch eine entsprechende religiöse
Bildung. Damit dieses gelingt, muss
auch der Ausgestaltung der Kirchen
besondere Aufmerksamkeit ge-
schenkt werden. Der Kirchenraum

Die Thesentür der Schlosskirche in Wittenberg, an die Martin Luther im Jahre
1517 seine 95 Thesen geschlagen haben soll.              Foto: Stadt Wittenberg
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Wer soll sich da mit wem
versöhnen?

ne inhaltliche Ändnerung bei der Be-
wertung und Aufarbeitung der NS-
Diktatur vorzunehmen. Die NS-Dik-
tatur und der durch sie verursachte
Holocaust seien in ihrer menschen-
verachtenden grausamen Dimension
einzigartig und durch nichts zu rela-
tivieren. Die Erinnerung hieran wach
zu halten, bleibe eine herausragende
Aufgabe ihrer Gedenkstättenpolitik.
Dem stehe aber nicht entgegen, dass
sich die Bundesregierung zur Aufar-
beitung von Zwangsmigration, Flucht
und Vertreibung bekenne.

Wir begrüßen diese klare Äuße-
rung und werden die Bundesregie-
rung beim Wort nehmen. Für DIE
LINKE ist essentiell, dass keine rei-
ne deutsche Opfergeschichte ge-
schrieben wird. So dürfen Ausstel-
lungen und Mahnmale gegen Ver-
treibung nicht dem Geschichtsrevi-
sionismus dienen.

Flucht und Vertreibung gehören zu
den schrecklichen Gewalterfahrun-
gen des 20. Jahrhunderts und sind
auch heute noch allgegenwärtig. An
sie zu erinnern, ist wichtig und rich-
tig.

Aber die Geschichte der Vertrei-
bung handelt nicht nur von der Ver-
gangenheit, sondern auch von der
Gegenwart. Sie hat weder im 20.
Jahrhundert begonnen noch ist sie
damals zu Ende gegangen. Die LIN-
KE vertritt die Auffassung, dass man
Geschichte nicht für sich allein hat,
sondern immer mit anderen ge-
meinsam. Dies gilt insbesondere für
Länder, Völker und Nationen. Des-
halb ist Erinnerungskultur ebenso
wichtig wie schwierig.

Im Koalitionsvertrag haben sich
die beiden großen Volksparteien aus-
drücklich „zur gesellschaftlichen wie
historischen Aufarbeitung von
Zwangsmigration, Flucht und Vertrei-
bung“ bekannt: „Wir wollen im Geis-
te der Versöhnung auch in Berlin ein
sichtbares Zeichen setzen, um – in
Verbindung mit dem europäischen
Netzwerk Erinnerung und Solidarität

über die bisher beteiligten Länder
Polen, Ungarn, Tschechien und Slo-
wakei hinaus – an das Unrecht von
Vertreibung zu erinnern und Vertrei-
bung für immer zu ächten.“

Dieser Netzwerkgedanke und der
Hinweis auf den Dialog mit den be-
teiligen Ländern ist für uns aus-
schlaggebend. Sollte es zu keiner
Kooperation mit den Ländern Polen,
Tschechien, Slowakei und Ungarn
kommen – Anzeichen dafür gibt es –
dann kann dieses „sichtbare Zei-
chen“ in Berlin aus unserer Sicht
nicht gesetzt werden.

Die von Deutschland ausgegan-
genen Verbrechen des Nationalsozi-
alismus verpflichten, in mahnender
Erinnerung zu behalten, dass in der
europäischen Geschichte Vertrei-
bungen immer eine verhängnisvol-
le Rolle gespielt haben.

Bei einer umfassenden Betrach-
tungsweise der Geschichte und Kul-
tur von Mittel- und Osteuropa wird
deutlich, dass die oft mit großem Leid
und Opfern verbundenen unfreiwil-
ligen wie auch die freiwilligen Bevöl-
kerungsbewegungen das Gesicht Eu-

ropas nachdrücklich geprägt haben.
Sie sind Grundlage des heutigen Zu-
stands von Europa als einem Konti-
nent ethnisch-kultureller Vielfalt.

Die heute im Rahmen der Globa-
lisierung stattfindenden Wanderun-
gen verweisen darauf, dass dieser
Prozess keinesfalls an ein Ende ge-
langt ist. Große Bevölkerungsver-
schiebungen werden auch das Eur-
opa der Zukunft prägen. Wichtiger
Bestandteil einer europäischen Kul-
tur- und Erinnerungspolitik ist dar-
an zu erinnern, dass Europa in sei-
ner Geschichte nie gekennzeichnet
war durch ethnisch-kulturelle Ho-
mogenität, sondern durch Vielfalt.

Während des Nationalsozialis-
mus und in der unmittelbaren Nach-
kriegszeit waren Definitionen wie
„deutsche Volkszugehörigkeit“ oder
„deutsche Kultur“ Auslöser für hu-
manitäre Katastrophen riesigen Aus-
maßes. Wenn in manchen Teilen Os-
teuropas und Südosteuropas wieder
mit ethnisch-kulturellen Definitio-
nen Zugehörigkeit und Ausschluss
begründet werden, so wird es umso
wichtiger in der Kultur- und Erinne-




